Glossar

Petition (derzeit nicht vorgesehen) - petizione:

Jede/r in Südtirol ansässige/r Staatsbürger/in und die in Südtirol ansässigen Angehörigen von EU-Mitgliedsländern können, entsprechend ihrer Zuständigkeit, beim Landtag bzw. bei der Landesregierung ihre allgemeinen Bedürfnisse vorbringen und (die rechtliche Regelung der Materie fordern) haben Anrecht auf Behandlung und Antwort innerhalb einer festgesetzten Frist.

Volksbegehren - iniziativa popolare:

Bürgerinnen und Bürger können einen eigenen Gesetzentwurf ausarbeiten und diesen dem Landtag vorlegen (vorschlagen). Dieser ist verpflichtet, sich mit dem Gesetzentwurf zu befassen. Er kann ihn unverändert oder abgeändert annehmen, ablehnen oder einen eigenen erarbeiten. Eine Volksabstimmung findet nicht statt.

Beratende Volksbefragung – referendum consultivo:

Die beratende Volksbefragung (referendum consultivo) kann zu allen Vorlagen, die in die Zuständigkeit des Landtages oder der Landesregierung fallen, beantragt werden. Das Ergebnis dieser Abstimmung ist nicht verbindlich.

Aufhebende Volksabstimmung (Volksinitiative) – referendum abrogativo:

Mit einer aufhebenden Volksabstimmung haben die Bürgerinnen und Bürger mittels einer Volksabstimmung die Möglichkeit, ein bestehendes Gesetz (oder einen Beschluss) abzuschaffen. Das Ergebnis der Volksabstimmung ist für die politischen Institutionen bindend.

Einführende Volksabstimmung (Volksinitiative 
) – referendum propositivo 
Mit einer einführenden Volksabstimmung haben die Bürgerinnen und Bürger mittels Volksabstimmung die Möglichkeit, über ein von ihnen selbst ausgearbeitetes Gesetz (oder einen Beschluss) abzustimmen. Das Ergebnis der Volksabstimmung ist für die politischen Institutionen bindend.

Bestätigende/ablehnende Volksabstimmung (das Referendum 
) – referendum confermativo 

Mit der bestätigenden/ablehnenden Volksabstimmung (Referendum) können die Bürgerinnen und Bürger darüber entscheiden, ob ein vom Landtag erlassenes Gesetz (oder ein von der Landesregierung gefasster Beschluss) in Kraft treten soll oder nicht.

� Bei der Volksinitiative kennt man folgende Differenzierungen 


Satzungsinitiative: der Gesetzentwurf hat die Regierungsform (z.B. Wahlgesetzgebung) des Landes zum Gegenstand.


Gesetzesinitiative: der Gesetzentwurf hat ein einfaches Gesetz oder eine Durchführungsverordnung zu einem Gesetz zum Gegenstand.


Verwaltungsinitiative: der Vorschlag hat einen Entwurf zu einem Verwaltungsakt (Beschluss) von Landesinteresse zum Gegenstand.


Statutsinitiative: der Gesetzentwurf hat einen Vorschlag an den Regionalrat zur Abänderung des Autonomiestatutes gemäß Art.103, Abs. 2 zum Gegenstand.





�Referendum Dieser Begriff wird in Italien für alle Arten der Volksabstimmung gebraucht und sorgt deshalb oft für Begriffsverwirrung. Im ursprünglichen Sinn bedeutet es „re-ferre„ d.h. „zurücktragen“. Die von den politischen Vertretern im Parlament gefassten Beschlüsse wurden von ihnen zum Volk zurückgebracht und dieses um seine Zustimmung gefragt. Erst wenn diese vorlag, konnten die Beschlüsse in Kraft treten. In diesem Sinne (und wie im Schweizer Rechtsgebrauch) wird es hier verwendet





